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An die  

Österreichische Bautechnik Vereinigung  

zHd. Herrn Mehmet Kocaman  

      

per Email: kocaman@bautechnik.pro   

 

 

Wien, am 23. März 2026     

 

GRÜNDRUCK Merkblatt "Al ternative Vergabe - und Vertragsmodelle"  

 

Sehr geehrter Herr  Kocaman!  

 

Die Bundeskammer bedankt sich für die  Übermittlung der o.g. ÖBV -Publikation und 

erlaubt sich dazu folgende Stellungnahme abzugeben:  

 

Angesichts der Veröffentlichung des Gründrucks zum Merkblatt „Alternative 

Vertragsmodelle – Empfehlungen für die Auswahl und Umsetzung“ (Stand Feber 2026) 

möchten wir als gesetzliche Interessenvertretung der freiberuflichen 

ZiviltechnikerInnen und damit als Vertretung der maßgeblichsten Dienstleistungs - bzw 

Planungsbranche in der Bauwirtschaft nachfolgende Anregungen äußern:  

 

Zunächst möchten wir festhalten, dass keine inhaltlichen Änderungen des 

vorliegenden aktuellen Gründrucks idF 2026 gegenüber der im Jahr 2024 

veröffentlichten Fassung des Merkblattes erkennbar sind.  

 

Aufgrund der umfangreichen Beschreibung von „Vergabe“ -Modellen gehen wir davon 

aus, dass sich das Merkblatt vornehmlich an öffentliche AuftraggeberInnen richtet, 

welche dem BVergG bzw . den zugehörigen europäischen Richtlinien und Verordnungen 

unterliegen. Richtig ist, dass ganz besonders bei öffentlichen Hochbauvorhaben mit 

Veränderungen im Kosten - und Terminrahmen zu rechnen ist. Gerade für diesen 

Bereich hat bereits 2016 ein deutsches Bundesministerium (damaliges BMUB) 

Erhebungen durchgeführt, welche aufgrund der gleichen vergaberechtlichen 

Rahmenbedingungen auch auf Österreich übertragbar sind. Von 300 untersuchten 

Hochbauvorhaben mit Kosten von EUR 10 bis 240 Mio . waren 60% im Kosten - und 65% 

im Terminrahmen bzw . umgekehrt lagen knapp 40% über den prognostizierten Kosten 

und rund 35% über den Terminvorgaben (BMUB, Reform Bundesbau [2016]). Besonders 

auffällig kam die Studie zum Ergebnis: „der Grundsatz ‚erst Planen, dann Bauen‘ ist  

essenzieller Bestandteil des Regelwerks für den Bundeshochbau“. Sinngemäß gilt das 

auch für alle andere Bauvorhaben (Tiefbau, Infrastrukturbau, …).  
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Die genaue Analyse dieser Studie stellte folgende Defizite fest, die sich bei 

öffentlichen Aufträgen bedauerlicherweise oft wiederholen und wiederum anstandslos 

auf Österreich übertragen lassen:  

• Änderungen der Bedarfsanforderung in der Bauphase wegen unvollständiger 

Nutzerabstimmungen in den frühen Planungsphasen (LPH 0, LPH 1);  

• unklare Verantwortungsbefugnis auf Auftraggeberseite und damit verbunden 

eine mangelhafte Steuerungs - und Kontrollfunktion der Bauherrschaft;  

• Risiko bei übermäßigem Einsatz von Subunternehmern.  

 
Deutlich erkennbar, liegen zumindest die ersten beiden – und gleichzeitig 

wesentlichsten – Problemfelder in der alleinigen Einflusssphäre der öffentlichen 

Auftraggeber. Gerade eine vollständige Nutzeranforderung vor dem eigentlichen 

Planungsbeginn bzw in der Vorentwurfsphase und eine klare Verantwortungsbefugnis 

sind bei unternehmerisch tätigen privaten Auftraggebern deutlich stärker ausgeprägt. 

Insofern ist es nicht verwunderlich, dass bei privaten Großbauvorhaben Kosten und 

Termine weniger oft revidiert werden müssen.  

  

Das gegenständliche ÖBV -Merkblatt tendiert – entgegen den Interessen der 

freiberuflichen Planungswirtschaft und jener der Auftragggeber – zur Vereinigung der 

Planung und Bauausführung. Die präferierte Beauftragung eines bauausführenden 

Unternehmens, welches entweder die gesamte Planung (Totalunternehmer) oder 

zumindest die Ausführungsplanung (Generalunternehmer „plus“) erbringt, ist 

angesichts der bisherigen Erfahrungen, gestützt von empirischen Daten nicht die 

richtige Wahl. Derartige Auftragsmodelle schaffen zwar weniger Schnittstellen zum 

Auftraggeber, erhöhen aber das Projektrisiko durch übermäßigen und praktisch 

unkontrollierbaren Einsatz von Subunternehmen.  

 

Die öffentlichen Auftraggeber sehen im Totalunternehmer vermeintlich einen 

Ansprechpartner für  alle Projektfragen, übersehen aber das komplexe Gebilde an 

Subunternehmern, aus welchem der „eine“ Totalunternehmen besteht. In der eingangs 

zitierten deutschen Publikation Reform Bundesbau (2016) wurde dies treffend damit 

beschrieben, dass der Hauptauftragnehmer (egal ob TU oder GU „plus“) zum reinen 

Bauleistungsvermittler wird. Der übermäßige Einsatz von Subunternehmen und Sub -

Substrukturen führt erfahrungsgemäß zu Koordinierungsdefiziten. Auch wenn diese 

Koordinierungsdefizite nicht die Auftraggeberschaft direkt verantworten muss, so 

handelt es sich um ein unnötiges Projektrisiko, welches letztlich wieder die 

Bestellerseite trifft. Es bleibt zwar zunächst dabei, dass der Total - oder 

Generalunternehmer das Ausfallrisiko seiner Subunternehmen trägt. Die 

Auftraggeberseite verzichtet damit auf Steuerungsmöglichkeiten, wenn zB 

Subunternehmen an die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit geraten. Bei einem komplexen 

Subunternehmergebilde kann der Ausfall von Schlüsselunternehmen, letztlich aber die 

gesamte Unternehmensstruktur, treffen und schließlich zum – insbesondere aus 

wirtschaftlicher Sicht – alleinigen Risiko des Auftraggebers werden. Als plakatives 

Beispiel gilt das Hochbauvorhaben „Vienna Twenty Two“, ein Projekt der öffentlichen 

Hand gemeinsam mit einem privaten Immobilienentwickler. Die Insolvenz des privaten 

Immobilienentwicklers blieb auch hierbei nicht ohne negative wirtschaftliche Folgen 

für die öffentliche Hand.  

 

Im Ergebnis spricht sich die freiberufliche Planungswirtschaft für eine mit den 

Auftraggebern partnerschaftliche aber von der Bauausführung unabhängige Planung 

von Bauvorhaben aus. Dem seit jeher geltenden und über Jahrhunderte in der 

Baupraxis bewährten Grundsatz „erst Planen, dann Bauen“ sollte auch künftig gefolgt 
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werden. Es sollte daher im Sinne der Bau - und Planungswirtschaft sein, dem Bauherrn 

nicht dessen essenzielle Rolle für die Definition der Bedarfs - bzw 

Nutzeranforderungen als nicht delegierbare Bauherrnfunktion zu nehmen. Eine hohe 

Bestellqualität ist der eheste Garant für einen Projekterfolg. Diese kann nicht durch 

alternative Vergabe - und Vertragsmodelle substituiert werden.  

 

Die unabhängige und vollständige Planung vor der Ausschreibung der Bauleistungen 

und Qualitätskontrolle der Bauwerkserrichtung (ÖBA) durch Architekten und Ingenieure 

schützt die Bauherreninteressen wie Qualität, Termine, Lebenszykluskosten und 

Dauerhaftigkeit eines Bauwerks.  

 

Im Detail darf auch noch auf eine konkrete Schwäche in dem vorliegenden Papier 

hingewiesen werden:  Der Fragenkatalog in Punkt 3.3. beinhaltet Fragen, die bei den 

meisten Projekten – auch Standardprojekten ohne hohe Komplexität - zumindest 

teilweise zu lösen sind. Weiters ist das Frageschema und die Bepunktung mit einem 

Bias behaftet, der dazu führt, dass auch bei durchschnittlicher Punktezahl ein 

kooperatives Verfahren empfohlen wird. Zudem ist die Formulierung der Fragen zum 

Teil unklar. Insgesamt ist der vorliegende Fragenkatalog daher zur Einteilung von 

Projektklassen für den Zweck, den er verfolgt, ungeeignet. Bitte auch dies in der 

weiteren Bearbeitung es Papiers zu bedenken.  

 

Um Berücksichtigung dieser Überlegungen wird ersucht.  

 

Mit freundlichen Grüßen  

 
Arch. DI Daniel Fügenschuh  

Präsident  


